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Text-Rückmeldungen

Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

Allgemeine Bemerkungen Allgemeine Bemerkungen
zum Gesetzesentwurf

Erfasst von: Jasmin Zimmermann

Sehr geehrter Herr Regierungsrat Urs Martin, 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

Im Namen vom Verein Youvita Thurgau bedanken wir uns herzlich für die
Einladung zum Vernehmlassungsverfahren und für die sorgfältige Ausarbeitung
des Gesetzesentwurfs. Unser Verein setzt sich politisch und fachlich für das
Wohl von Kindern und Jugendlichen ein. Als Kollektivmitglied von Youvita
Schweiz (Dachverband Artiset), unterstützt er seine Mitglieder in ihrem
Betreuungs- und Dienstleistungsauftrag für Kinder und Jugendliche und deren
Herkunftssystem, welche in ihrem Heranwachsen ambulant, teilstationär oder
stationär begleitet und betreut werden. Er engagiert sich für die Kontinuität und
Verbesserung der rechtlichen, finanziellen und organisatorischen
Rahmenbedingungen seiner Mitglieder sowie deren
Dienstleistungsempfangenden.

Gerne beziehen wir anbei Stellung zu den einzelnen revidierten
Gesetzesartikeln des Sozialhilfegesetzes
sowie des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch.

Kreuzlingen, 01.11.24
Mitglieder und Vorstand Youvita Thurgau

Detaillierte Antwort § 4 Abs. 2bis SHG Erfasst von: Jasmin Zimmermann

Negative Kompetenzkonflikte dürfen sich nicht zulasten der betroffenen Person
auswirken. Die Standort- / Aufenthaltsgemeinde sollte als letzte Instanz in eine
Zahlungspflicht geraten. Bei anbahnenden Zuständigkeitskonflikten ist das DFS
frühzeitig einzubeziehen.

Wir begrüßen die Möglichkeit, Konflikte einvernehmlich zu lösen und die
Schaffung klarer Zuständigkeiten. Dies kann dazu beitragen, kostspielige
rechtliche Auseinandersetzungen zu vermeiden. Es ist wichtig, dass betroffene
Personen mit dem neuen Artikel nicht zwischen den Stühlen stehen, weil sich
niemand für die Kostenfolgen zuständig fühlt. Die Zuständigkeit sollte wenn
immer möglich, bereits vor der Platzierung geklärt sein. Die Standortgemeinde
der Einrichtung oder der Pflegefamilie darf nicht selbstverständlich zum
"Lückenbüsser" werden aufgrund von Zuständigkeitskonflikten in Bezug auf den
Unterstützungswohnsitz.

Detaillierte Antwort § 6c Abs. 1 SHG Erfasst von: Jasmin Zimmermann

§6 a) soll grundsätzlich bei der Aufzählung der entgeltlichen Dienstleistungen
differenzierter ausformuliert werden.

Youvita Thurgau unterstützt den Vorschlag der Erhöhung der Plätze, wenn sie
sich wie in den Erläuterungen erwähnt auf Tagesangebote oder ambulante
Dienstleistungen beziehen. Eine Abweichung zum Heimbegriff nach §6a) lehnen
wir jedoch ab. Diese sowie die HAV §1 besagen, dass ein kollektiver Haushalt
mit mehr als vier Personen ein Heim darstellt. Daher kann §6 c Abs. 1 nicht so
übernommen werden, weil er somit einen Widerspruch bedeuten würde. Reine
Dienstleistungen für mehr als vier Personen stellen aktuell ein Heim dar, auch
wenn keine Unterkunft angeboten wird, da die weiteren Dienstleistungen mit
einem „oder“ benannt werden. Zur Förderung von ambulanten Leistungen im
Erwachsenenbereich wäre es jedoch sehr sinnvoll, wenn diese markant erhöht
würde, ohne in den Geltungsbereich eines Heimes zu fallen. Wir wünschen
daher, dass weitere Dienstleistungen eines geleiteten Kollektivhaushaltes nicht
mehr unter den Heimbegriff fallen.
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Detaillierte Antwort § 8 Abs. 2 SHG Erfasst von: Jasmin Zimmermann

Eine bedarfsorientierten Unterstützung soll möglich sein, so dass ein Wechsel in
unterschiedliche Intensitäten der Betreuung auch zu einem späteren Zeitpunkt
noch möglich ist.

Die geplante Gesetzesanpassung stellt für die betroffenen Jugendlichen eine
erhebliche Erleichterung dar. Durch die Gleichstellung mit Jugendlichen, die in
ihrer Ursprungsfamilie wohnen und dort in der Regel bis zum Ende ihrer
Ausbildung Unterstützung erhalten, wird in einer kritischen Übergangsphase
vom Jugend- ins Erwachsenenalter ein wichtiges Signal gesetzt. Es ist
entscheidend, die Unterstützung nicht abrupt abzubrechen, da psychosoziale
Schwierigkeiten die berufliche und soziale Integration dieser Jugendlichen
gefährden können. Dies kann langfristig zu Lehrabbrüchen oder ungünstigen
Lebensverläufen führen, was die Abhängigkeit von Sozialhilfe erhöht und die
Kosten letztendlich steigert. Eine fortdauernde Unterbringung kann dieses
Risiko erheblich reduzieren, da ein erfolgreicher Lehrabschluss das Risiko von
Armut signifikant senkt.

Positiv bewerten wir auch die Tatsache, dass es keine Unterscheidung zwischen
KESB-Unterbringungen und freiwilligen Platzierungen gibt. Ein Wechsel
zwischen verschiedenen Unterbringungsformen scheint ebenfalls möglich zu
sein, da die bisherigen Leistungen weiterhin angeboten werden (z.B. Übergang
von einer betreuten Wohngruppe in ein begleitetes Wohnen). Unklar bleibt für
uns jedoch die Handhabung, wenn ein Jugendlicher oder eine Jugendliche von
einem weniger intensiv betreuten Angebot wieder auf ein umfassenderes
Angebot angewiesen ist. Wir halten es für zentral, die Unterstützung
bedarfsorientiert gestalten zu können, so dass ein Wechsel in unterschiedliche
Intensitäten der Betreuung in beide Richtungen möglich ist. Andernfalls besteht
die Gefahr, dass ein Rückwechsel in einen intensiveren Rahmen (z.B. von
begleitetem Wohnen zurück in eine enger betreute Wohngruppe) vermieden
wird, was für die Weiterentwicklung der betroffenen jugendlichen oder jungen
erwachsenen Person kontraproduktiv sein könnte.

Ebenfalls bleibt unklar, wie im Falle einer Unterbrechung der Unterbringung
verfahren wird. Wird die Unterstützung nur dann fortgeführt, wenn der Übergang
nahtlos erfolgt? Unsere Erfahrung zeigt, dass einige Jugendliche mit Erreichen
der Volljährigkeit vorzeitig austreten möchten und dabei ihre eigenen
Fähigkeiten überschätzen. Falls sie später, aufgrund von Überforderung, erneut
Unterstützung benötigen, stellt sich die Frage, ob dies noch möglich ist.

Detaillierte Antwort § 8 Abs. 2 SHG Erfasst von: Jasmin Zimmermann

Begriff "angemessene" Ausbildung anpassen

Die Definition dieses Begriffs ist zu unklar und kann unterschiedlich interpretiert
werden. Wir plädieren daher für eine Anpassung des Begriffs bspw. in
„anerkannte Ausbildung“, welcher die Ausbildungsabschlüsse EFZ, EBA und
PrA einbezieht und auch anderweitige Bildungsabschlüsse zulässt. Um
sämtlichen Spielraum für unterschiedliche Bildungswege offen zu lassen, kommt
für uns als Alternative ebenso die generelle Verwendung des Begriff der
"Erstausbildung" in Frage. Darunter werden auch die Bemühungen von
Jugendlichen und jungen Erwachsenen berücksichtigt, die noch nicht in der
Lage sind, eine Ausbildung zu absolvieren, jedoch durch
Integrationsmaßnahmen aktiv an ihrer Situation arbeiten.
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Detaillierte Antwort § 19 Abs. 2 SHG Erfasst von: Jasmin Zimmermann

Wir schlagen vor, diesen Artikel analog zur Gesetzgebung des Kantons
Solothurn zu überarbeiten (Sozialhilfegesetz Kanton Solothurn § 14 d, Abs. 4):

„Kindern und Jugendlichen während ihrer Unmündigkeit und bis zum Abschluss
der ordentlichen Erstausbildung oder während der Teilnahme an beruflichen
oder sozialen Integrationsmaßnahmen ausgerichtete oder mit Gegenleistungen
abgegoltene Sozialhilfeleistungen sind nicht zurückzuerstatten."

Die neue Regelung stellt eine erhebliche Entlastung für Jugendliche dar, die in
Pflegefamilien oder Kinder- und Jugendheimen untergebracht sind, da sie nach
Abschluss ihrer Ausbildung nicht mit hohen Rückzahlungsforderungen
konfrontiert werden und den Fokus finanziell unbelastet auf die persönliche
Entwicklung legen können. Wir begrüssen diesen Schritt sehr. Wie bereits in
den Bemerkungen zu § 8 Abs. 2 SHG formuliert, benötigt es aus unserer Sicht
eine eindeutige Formulierung des Begriffs der „angemessenen Ausbildung“.

Detaillierte Antwort § 19 Abs. 2 SHG Erfasst von: Jasmin Zimmermann

Klärung des Begriffs der "Zumutbarkeit" in Bezug auf die Möglichkeit der
Rückerstattungspflicht

Für Youvita Thurgau ist die „Zumutbarkeit“ der Rückerstattungspflicht zu vage
formuliert und kann vielfältig ausgelegt werden. Wir wünschen uns, dass sich
der Kanton Thurgau zu den Empfehlungen der Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe (SKOS-Richtlinien) bekennt und die Empfehlungen der SODK zur
ausserfamiliären Unterbringung berücksichtigt. Diese Empfehlungen zeichnen
sich durch hohe Fachlichkeit und Akzeptanz aus und sollten im Kanton Thurgau
bzw. in den einzelnen Gemeinden Anwendung finden.

Detaillierte Antwort § 11b Abs. 1 Ziff. 1 EG
ZGB

Erfasst von: Jasmin Zimmermann

Wir schlagen vor, die Aufgaben der vom zuständigen Departement
bezeichneten Fachstelle um folgende zusätzliche Aufgaben zu ergänzen:

„6. Beurteilung der Angemessenheit einer Berufsausbildung und der
Zumutbarkeit der Rückerstattung für Pflegekinder gemäss §19 SHG.“

«7. Beurteilung, ob eine Begleitung von Betreuungsverhältnissen
bedarfsgerecht ist gemäss § 11 b), Abs.2. Pt. 2»

Dies gilt jedoch nur, sofern Artikel 8 Abs. 2 (neu) in der derzeitigen Form
erhalten bleibt.

Wir begrüssen die Änderungen bezüglich der Bezeichnung einer Fachstelle
sowie den damit verbundenen Aufgaben, erkennen jedoch noch weitere
Aufgaben, die aus unserer Sicht unter deren Zuständigkeit fallen.

Detaillierte Antwort § 11b Abs. 1 Ziff. 4 EG
ZGB

Erfasst von: Jasmin Zimmermann

Youvita Thurgau unterstützt diesen Vorschlag. Wir halten es für sinnvoll,
Pflegeverhältnisse fachlich aktiv und längerfristig zu begleiten, um das
Kindeswohl zu gewährleisten und um Abbrüche von Pflegeverhältnissen
aufgrund von Krisen oder Überforderung der Pflegefamilien zu minimieren.

Fehlt die Begleitung, steigt das Abbruchrisiko insbesondere im Jugendalter der
Pflegekinder deutlich an. Durch eine kontinuierliche Unterstützung der
Pflegefamilien, einen guten Kontakt zum Pflegekind, eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit mit den Pflegeeltern, die auch Gespräche über
Schwierigkeiten und Überforderungen ermöglicht, können Kindeswohl
gefährdende Entwicklungen verhindert (Prävention) oder deutlich abgemildert
werden (Deeskalation). Dies unterstützt die Stabilität von Pflegeverhältnissen.
Eine punktuelle fachliche Unterstützung reicht in der Regel nicht aus, um Krisen
frühzeitig zu erkennen und aufzufangen oder die Beziehungen zu den leiblichen
Eltern bei Problemen in positive Bahnen zu lenken. Zur langfristigen
Stabilisierung des Pflegeverhältnisses ist meist eine zuverlässige, überdauernde
fachliche Begleitung und Beratung notwendig.
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Detaillierte Antwort § 11b Abs. 2 Ziff. 2 EG
ZGB

Erfasst von: Jasmin Zimmermann

In strittigen Fällen soll ein Fachgutachten darüber erstellt werden, ob eine
Massnahme im Einzelfall bedarfsgerecht ist und dem Kindeswohl entspricht.

Ein Fachgutachten ist zeit- und kostenintensiv. Wir schlagen folgende
Formulierung gemäss der Verordnung über die anrechenbaren Kosten bei
Unterbringung Minderjährige analog des Kanton SG vor: «Die Art und das
Ausmass der Begleitung und Unterstützung muss fachlich indiziert sein und von
der zuständigen Stelle begründet werden.» Die gesetzliche Vertretung des
Kindes ist mit der Situation und allen Beteiligten vertraut und kann den Bedarf
einschätzen.

Detaillierte Antwort § 11b Abs. 2 Ziff. 4 EG
ZGB

Erfasst von: Jasmin Zimmermann

Der Kanton soll auch bei einer freiwilligen Fremdplatzierung Kosten
übernehmen, wenn dazu Bedarf besteht.

Freiwillige Platzierungen können äusserst anspruchsvolle Themen und Phasen
beinhalten. Viele Pflegekinder haben traumatische Erfahrungen gemacht, die
sich häufig in Verhaltensweisen niederschlagen, die Pflegeeltern stark
herausfordern können. Das Abbruchrisiko besteht ebenso wie bei einer
angeordneten Platzierung. Wir schlagen darum vor, dass der Kanton auch bei
einer freiwilligen Fremdplatzierung Kosten übernimmt, wenn dazu Bedarf
besteht. Der Umfang der Begleitung soll bedarfsgerecht sein.


